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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

12.11.2025 

Geschäftszahl 

Ra 2025/18/0347 

Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung verbunden): 

Ra 2025/18/0348 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2018/19/0683 B 23. Jänner 2019 RS 1 (hier: ohne den letzten Satz) 

Stammrechtssatz 

Bei der Gewichtung der für den Fremden sprechenden Umstände im Sinn des § 9 Abs. 2 Z 8 BFA-VG 
2014 darf maßgeblich relativierend einbezogen werden, dass er sich seines unsicheren Aufenthaltsstatus 
bewusst sein musste (vgl. etwa VwGH 13.11.2018, Ra 2018/21/0205, mwN). Diese Überlegungen gelten 
insbesondere auch für eine Eheschließung mit einer in Österreich aufenthaltsberechtigten Person, wenn 
dem Fremden zum Zeitpunkt des Eingehens der Ehe die Unsicherheit eines gemeinsamen Familienlebens 
in Österreich in evidenter Weise klar sein musste (vgl. VwGH 23.2.2017, Ra 2016/21/0235; in diesem 
Sinn auch VwGH 20.10.2016, Ra 2016/21/0271). Der VwGH hat im Übrigen in Fällen, in denen ein 
Fremder seinen in Österreich aufenthaltsberechtigten Familienangehörigen (Ehegatten und Kindern) 
nachgereist war und einen Antrag auf internationalen Schutz missbräuchlich zur von Anfang an 
beabsichtigten Umgehung der Regeln über den Familiennachzug gestellt hatte, festgehalten, dass in 
solchen Konstellationen das öffentliche Interesse besonders schwer wiegt, zumal von den Beteiligten 
nicht von einem (rechtmäßigen) Verbleib in Österreich ausgegangen werden konnte (vgl. nochmals 
VwGH 23.2.2017, Ra 2016/21/0235, mwN; 14.11.2017, Ra 2017/21/0207). 
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